
 

Signatur 3894 

Erläuterungen des Sicherheits- und Justizdepartements sowie des Bil-
dungs- und Kulturdepartements zur Verordnung über Leistungsangebote in 
den Bereichen Sozialpädagogik, Sonderschulung und Behindertenförde-
rung und zu einem Nachtrag zum Bildungsgesetz 

vom ... 

1. Ausgangslage 

1.1 Neue Aufgaben des Kantons infolge der Neugestaltung des Finanzaus-
 gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 

Mit der Volksabstimmung vom 28. November 2004 wurde der Bundesbeschluss zur Neu-
gestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 
angenommen. Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen (NFA) ist auf den 1. Januar 2008 in Kraft getreten. Die Kanto-
ne sind seither allein zuständig für die Planung, Steuerung und Finanzierung der Sonder-
schulung und die Förderung der Eingliederung Behinderter durch Beiträge an den Bau 
und den Betrieb von Behinderteninstitutionen. 

1.1.1 Sonderschulung 

Bis Ende 2007 beteiligte sich die Invalidenversicherung (IV) mit ungefähr 50 Prozent an 
den Kosten im Sonderschulbereich und gewährte gestützt auf das Bundesgesetz über die 
Invalidenversicherung vom 19. Juni 1959 (IVG; SR 831.20) sowohl individuelle Leistun-
gen (Art. 19 IVG) als auch kollektive Leistungen wie z.B. Bau- und Betriebsbeiträgen 
(Art. 73 IVG). Im Zuge der NFA zog sich die IV aus der Planung, Steuerung und Mitfinan-
zierung im Bereich der Sonderschulung vollständig zurück und die fachliche und finan-
zielle Verantwortung wurde gemäss Art. 62 Abs. 3 der Bundesverfassung (BV; SR 101) 
den Kantonen übertragen. Der gegenüber den Kantonen bestehende Anspruch auf Son-
derschulung ist neu in der Bundesverfassung verankert. Die Kantone finanzieren die 
Sonderschulung neu integral, das heisst sie kommen sowohl für die bisherigen individuel-
len als auch für die kollektiven Leistungen an Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
beziehungsweise an entsprechende Institutionen auf. Die Zuweisung der fachlichen und 
finanziellen Verantwortung für die Sonderschulung an die Kantone soll nicht mehr als 
individuelle Versicherungsleistung, sondern als Teil des Volksschulangebots gelten. Die 
Trennung zwischen Sonderschülern bzw. Sonderschülerinnen mit oder ohne IV-
Berechtigung fällt dahin. Die Kantone müssen die bisherigen Leistungen der IV an die 
Sonderschulung übernehmen, bis sie über kantonal genehmigte Sonderschulkonzepte 
verfügen, mindestens jedoch bis Ende 2010 (Art. 197 Ziff. 2 BV). Danach soll der in der 
interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im sonderpädagogischen Be-
reich vom 25. Oktober 2007 festgelegte Minimalanspruch für sonderpädagogische Leis-
tungen gewährleistet werden (die Vereinbarung wurde vom Kantonsrat am 4. Dezember 
2008 ratifiziert. Sie wird am 1. Januar 2011 in Kraft treten, sofern bis dann mindestens 10 
Kantone die Ratifizierung beschlossen haben (Stand Dezember 2009: 6 Kantone haben 
den Beitritt beschlossen). 

Einhergehend mit der Umsetzung der NFA haben die Kantone gemäss Art. 20 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behin-
derungen vom 13. Dezember 2002 (Behindertengleichstellungsgesetz; BehiG, SR 151.3) 
die Integration behinderter Kinder und Jugendlicher in der Regelschule zu fördern, soweit 
dies möglich ist. 
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1.1.2 Wohnheime, Werkstätten und Beschäftigungsstätten 

Mit der NFA hat sich die IV auch aus der Planung, Steuerung und Finanzierung im Be-
reich der Wohnheime (für die dauernde oder vorübergehende Unterbringung behinderter 
Kinder, Jugendlicher und Erwachsener) sowie der Werkstätten und Beschäftigungsstät-
ten für Erwachsene zurückgezogen. Die fachliche und finanzielle Verantwortung in die-
sem Bereich ist ebenfalls auf die Kantone übergegangen. Sie haben einen Verfassungs-
auftrag, im Bereich der kollektiven IV-Leistungen die ihnen übertragenen Aufgaben zu 
erfüllen und die bisherigen Leistungen der IV zu übernehmen, bis sie über genehmigte 
Behindertenkonzepte verfügen, welche auch die Gewährung kantonaler Beiträge an Bau 
und Betrieb von Institutionen regeln, mindestens jedoch bis Ende 2010 (Art. 197 Ziff. 4 
BV). Die IV wird jedoch weiterhin für die individuellen Eingliederungsmassnahmen für 
Erwachsene gemäss Art. 15 bis 17 IVG aufkommen. Dies betrifft insbesondere die Mass-
nahmen zur beruflichen Wiedereingliederung (z.B. Kurse, Weiterbildungen, Umschulun-
gen). 

Zur Sicherung eines minimalen Leistungsstandards wurden die Ziele der Förderung und 
Eingliederung sowie die Grundsätze und Kriterien in einem Rahmengesetz des Bundes 
(Bundesgesetz über Institutionen zur Förderung der Eingliederung invalider Personen 
vom 6. Oktober 2006; SR 831.26, IFEG) festgelegt. Das IFEG hat die folgenden Haupt-
punkte zum Gegenstand: 

– die Sicherung der Sozialen Eingliederung, 

– die Verpflichtung der Kantone, ein bedarfsgerechtes Angebot an Institutionen und de-
ren Finanzierung zu gewährleisten, 

– die Anforderungen an die Institutionen, 

– der minimale Inhalt der kantonalen Behindertenkonzepte, 

– die Rechtsansprüche der invaliden Personen und 

– das Beschwerderecht der Behindertenorganisationen. 

Weitergehende Ausführungsvorschriften zum IFEG sind aufgrund der Kantonalisierung 
des Aufgabenbereichs Gegenstand der kantonalen Gesetzgebung. Das IFEG sieht ins-
besondere vor, dass alle invaliden Personen Zugang zu einer Institution für die soziale 
Integration haben sollen und, dass jeder Kanton ein Angebot an Institutionen zur Verfü-
gung stellen muss, das den Bedürfnissen der invaliden Personen in angemessener Wei-
se entspricht. Bietet der Kanton das entsprechende Angebot nicht an, darf auf ausserkan-
tonale Angebote zurückgegriffen werden. Grundsätzlich darf keine invalide Person wegen 
einem Aufenthalt in einer sozialen Einrichtung von der Sozialhilfe abhängig werden. Der 
Kanton hat sich deshalb an den Kosten des Aufenthalts zu beteiligen. 

1.1.3 Interkantonale Zusammenarbeit 

Die NFA erfordert im Weiteren eine vertiefte interkantonale Zusammenarbeit. Mit Art. 48 
der Bundesverfassung ist eine Bestimmung eingeführt worden, durch welche die Kantone 
zur interkantonalen Zusammenarbeit verpflichtet werden können. Genannt sind dabei 
ausdrücklich die Institutionen zur Betreuung und Förderung von Invaliden. Die interkanto-
nale Zusammenarbeit soll über die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen 
vom 13. Dezember 2002 (IVSE) gewährleistet werden. Der Kanton ist der IVSE in den 
Bereichen A, B und D per 1. Januar 2006 beigetreten (GDB 874.3). 

A: Stationäre Einrichtungen für Kinder und Jugendliche bis 20-jährig bzw. bis zum Ab-
schluss der Erstausbildung; 

B: Wohnheime, Werkstätten und Beschäftigungsstätten (je nach Kanton auch Tagesstät-
ten genannt) für erwachsene invalide Personen; 

D: Externe Sonderschulung und Früherziehungsdienste für Kinder mit Behinderungen. 

Die IVSE hat den Zweck, die Aufnahme von Personen ausserhalb des Wohnkantons zu 
vereinfachen und regelt die interkantonale Zusammenarbeit und Leistungsabgeltung. 
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1.2 Ziele der neuen Verordnung 

Die Beiträge des Kantons und der Gemeinden an Kinder- und Jugendheime sowie an 
Behinderteneinrichtungen waren bis zum Inkrafttreten der NFA in der Verordnung über 
Beiträge an Kinder- und Jugendheime sowie Behinderteneinrichtungen vom 
10. November 1988 (GDB 872.41) und in ergänzenden Ausführungsbestimmungen (GDB 
874.312) geregelt. 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der NFA (1. Januar 2008) wurde diese Verordnung 
revidiert und im Rahmen des Mantelerlasses NFA die wichtigsten Grundlagen für die 
Umsetzung der NFA in die Verordnung aufgenommen. Zur Sicherstellung der Finanzie-
rung während der Übergangsfrist von mindestens drei Jahren (2008 bis 2010) erliess der 
Regierungsrat ergänzend dazu Ausführungsbestimmungen (Ausführungsbestimmungen 
über die vorläufige Kostentragung für Institutionen im Rahmen der IVSE vom 12. Februar 
2008; GDB 847.312). Dabei wurde mit den Gemeinden vereinbart, dass das für die Über-
gangszeit festgelegte Finanzierungsmodell Referenzzahlen für ein möglichst einfaches 
Finanzierungsmodell ab 2011 liefern soll. 

Auf den 1. Januar 2011 soll die geltende Verordnung nun durch eine neue Verordnung 
abgelöst werden, welche gleichzeitig auch die Finanzierung regelt. Die neue Verordnung 
soll kein reines Finanzierungsinstrument mehr sein, sondern auch die Rechtsgrundlagen 
für die Planung, Steuerung, Aufsicht und Qualitätssicherung beinhalten. Nur so können 
die Vorgaben der IFEG und der IVSE erfüllt werden und die finanzielle Abgeltung der 
Leistungen der Institutionen geregelt werden. Die Restdefizitdeckung für anerkannte in-
nerkantonale Institutionen soll auf den 1. Januar 2011 durch eine leistungsbezogene Ab-
geltung im Sinne von Pauschalen ersetzt werden. Die geltende Finanzierung mittels 
Übernahme der Betriebsdefizite durch Kanton und Einwohnergemeinden ist nicht mehr 
zeitgemäss. Die Restdefizitfinanzierung bietet erst mit der definitiven Abrechnung, welche 
vielfach erst nach zwei bis drei Jahren vorliegt, Kostentransparenz und ist damit kaum für 
Betriebsvergleiche geeignet. Gleichzeitig besteht bei der Restdefizitfinanzierung kein An-
reiz für eine effiziente Leistungserbringung. Auch die IVSE, welche die Abgeltung von 
Aufenthalten von betreuungsbedürftigen Personen über die Kantonsgrenzen hinweg re-
gelt, strebt den Wechsel von der nachschüssigen Restdefizitdeckung zur periodenge-
rechten Finanzierung mittels Leistungspauschalen an. Um die Praktikabilität und die 
Durchlässigkeit des Systems der innerkantonalen und der ausserkantonalen Aufenthalte 
in Institutionen zu erhöhen, ist deshalb der Wechsel zur Leistungsabgeltung mittels Pau-
schalen angezeigt. In der Zentralschweiz haben die Kanton Luzern, Zug, Schwyz und Uri 
bereits auf Pauschalen gewechselt. 

Ambulante, kostengünstige Massnahmen sind vor jeder Heimeinweisung zu prüfen. Aus-
schlaggebend für die Platzierung muss das Wohl der betreuungsbedürftigen Person sein 
und ob sie während der Massnahme bei der Herkunftsfamilie beziehungsweise im primä-
ren Umfeld leben kann oder nicht. 

1.3. Nachtrag zum Bildungsgesetz 

Damit die neue Verordnung in allen Teilen ausreichend gesetzlich abgestützt ist, muss 
das übergeordnete Recht angepasst werden. Aus diesem Grund wird dem Kantonsrat 
gleichzeitig mit der neuen Verordnung ein Nachtrag zum Bildungsgesetz unterbreitet. Im 
Bildungsgesetz ist der Abschnitt III. Volkschule, C. Sonderschulung (Art. 76 bis 79) be-
troffen. Der Titel und die Artikel sind den neuen Begebenheiten entsprechend neu zu 
formulieren. Dabei wird nur noch der Grundsatz betreffend Anspruchsberechtigung und 
betreffend integrativer Sonderschulung im Bildungsgesetz verankert (Art. 76). Das Ver-
fahren und die Kostentragung werden durch entsprechende Delegationsbestimmungen in 
die Verordnung verwiesen. 

2. Finanzielle Auswirkungen 

Mit der neuen Verordnung entstehen grundsätzlich keine neuen Ansprüche auf Leis-
tungsabgeltung und sie hat damit keine direkten finanziellen Auswirkungen. Hingegen ist 
die neue Verordnung Grundlage für ein sinnvolles und systematisches Steuerungsmodell 
mit Leistungsvereinbarungen als ein wichtiges Element. Für die weitere Entwicklung der 
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Kosten ist der konkrete Betreuungsbedarf massgebend. Mit der Bedarfsplanung wird neu 
ein Instrument für die Steuerung des Angebots zur Verfügung stehen. Es wird künftig 
vorausschauend festgelegt, welcher Bedarf mit welchen Angeboten gedeckt werden soll. 
Eine solche Planung ist Voraussetzung für eine kontrollierte Entwicklung auch im finan-
ziellen Bereich. 

Für die innerkantonal anerkannten Institutionen (Stiftung Rütimattli und Juvenat der Fran-
ziskaner) wird auf 1. Januar 2011 der Wechsel von der Restdefizitfinanzierung auf die 
leistungsbezogene Pauschalfinanzierung vorbereitet. Im Abgeltungssystem mit leistungs-
bezogenen Pauschalen werden die Pauschalen in einer ersten Übergangsphase so fest-
gelegt, dass die Institutionen ihre Kosten decken und innerhalb eines vorgegebenen 
Rahmens auch gewisse Rückstellungen zur Deckung allfälliger künftiger Verluste bilden 
können, da keine Restdefizitbeiträge mehr übernommen werden. Es kann daher nicht 
ganz ausgeschlossen werden, dass der Wechsel im Finanzierungssystem in einer ersten 
Phase allenfalls zu einem Mehraufwand für den Kanton und die Einwohnergemeinden 
führen wird, der sich aber letztlich wieder ausgleichen sollte. Bei der Festlegung der Pau-
schalen wird der Regierungsrat diesem Aspekt jedenfalls besondere Beachtung schen-
ken müssen, damit die Vorteile des Wechsels von der Restdefizitfinanzierung zur leis-
tungsbezogenen Pauschalfinanzierung nicht durch eine unbeabsichtigte Kostensteige-
rung unterlaufen werden. 

3. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen der neuen Verordnung und 
 des Nachtrags zum Bildungsgesetz 

3.1 Verordnung 

Titel 

Der Titel der bisher geltenden Verordnung umfasste nur die Beiträge an Kinder- und Ju-
gendheime sowie an Behinderteneinrichtungen. Die neue Verordnung ist wesentlich um-
fassender und regelt nicht mehr nur die Finanzierung bestimmter Institutionen. Geregelt 
werden einerseits die Leistungsangebote in den Bereichen Sozialpädagogik, Sonder-
schulung und Behindertenförderung und anderseits deren Anerkennung, Finanzierung, 
Aufsicht, Steuerung und Planung. 

Ingress 

In Ausführung von Art. 62 Abs. 3 BV haben die Kantone für eine ausreichende Sonder-
schulung aller behinderter Kinder und Jugendlichen bis längstens zum vollendeten 20. 
Altersjahr zu sorgen. Diese Bestimmung wurde mit der NFA neu in die BV aufgenommen 
und verankert die alleinige Zuständigkeit der Kantone für die Sonderschulung. Gleichzei-
tig wurde mit Art. 197 Ziff. 2 BV als Übergangsbestimmung festgelegt, dass die Kantone 
ab Inkrafttreten der NFA die bisherigen Leistungen der IV an die Sonderschulung (ein-
schliesslich der heilpädagogischen Früherziehung) übernehmen müssen, bis sie über 
kantonal genehmigte Sonderschulkonzepte verfügen, mindestens jedoch während drei 
Jahren. 

Gemäss Art. 112b Abs. 2 BV fördern die Kantone die Eingliederung Invalider, insbeson-
dere durch Beiträge an den Bau und den Betrieb von Institutionen, die dem Wohnen und 
dem Arbeiten dienen. Die Bestimmung wurde ebenfalls mit der NFA in die BV aufge-
nommen. Gleichzeitig wurde mit Art. 197 Ziff. 4 BV als Übergangsbestimmung festgelegt, 
dass die Kantone ab Inkrafttreten der NFA die bisherigen Leistungen der IV an Anstalten, 
Werkstätten und Wohnheime übernehmen müssen, bis sie über genehmigte Behinder-
tenkonzepte verfügen, welche auch die Gewährung kantonaler Beiträge an Bau und Be-
trieb von Institutionen mit ausserkantonalen Platzierungen regelt, mindestens jedoch 
während drei Jahren. 

Auf kantonaler Ebene basiert die Verordnung wie bisher auf Art. 19 des Jugendhilfege-
setzes vom 2. Dezember 1973 (GDB 874.1). Gemäss Art. 19 ist der Kantonsrat ermäch-
tigt, alle im Zusammenhang mit dem Jugendhilferecht durch den Kanton zu erlassenden 
Bestimmungen auf dem Verordnungsweg zu regeln. Das Jugendhilfegesetz bezweckt die 
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Förderung von Kindern und Jugendlichen bei der Entfaltung ihrer Persönlichkeit (Art. 1) 
und sieht entsprechende Förderungshilfen durch den Kanton und die Einwohnergemein-
den vor (Art. 8). 

In Ausführung und gestützt auf Art. 76 bis 79 des Bildungsgesetzes vom 16. März 2006 
(GDB 410.1; BiG) regelt der Kantonsrat auf dem Verordnungsweg die Kostentragung der 
Sonderschulung und der Regierungsrat in Ausführungsbestimmungen das Verfahren für 
sonderpädagogische Massnahmen. 

Art. 1 Zweck 

Der Zweck der neuen Verordnung ist umfassender als die bisherige Verordnung, welche 
lediglich die Beitragsgewährung an bestimmte Institutionen regelt. Neben der Finanzie-
rung der Leistungsangebote, sollen neu auch die Anerkennung  der Leistungsangebote, 
die Aufsicht über die Leistungserbringer sowie die Planung und Steuerung der Angebote 
geregelt werden, um so griffige Instrument zur Sicherstellung der Angebote und zur Kon-
trolle der Kosten zu schaffen (Abs. 1). 

Im Gegensatz zur bisherigen Verordnung wird wegen dem hohen Stellenwert dieser Ver-
ordnung dem Zweck ein eigener Absatz gewidmet (Abs. 2). Der Zweck liegt in der Schaf-
fung eines bedarfsgerechten Leistungsangebots für die Betreuung, Schulung und Förde-
rung betreuungsbedürftiger Personen mit Wohnsitz im Kanton Obwalden. Das Angebot 
soll dabei insbesondere die soziale Integration der betroffenen Personen fördern. Hervor-
gehoben wird weiter, dass sich das bedarfsgerechte Angebot nach ethischen Grundsät-
zen sowie nach Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, der Wirksamkeit und der Qualität zu 
richten hat. 

In der Verordnung wird neu auch das Schlichtungsverfahren verankert, welches die Kan-
tone gemäss IFEG vorzusehen haben (Abs. 3). 

Art. 2 Geltungsbereich 

Art. 2 bestimmt, für welche Leistungsangebote die Verordnung anwendbar ist. Mit Aus-
nahme der Leistungsangebote gemäss Bst. c und bestimmter Leistungsangebote ge-
mäss Bst. a ist der Geltungsbereich deckungsgleich mit jenem der IVSE. Im Sinne der 
Transparenz und der Benutzerfreundlichkeit werden deshalb soweit möglich auch die von 
der IVSE verwendeten Begriffe übernommen. Leistungsangebote, welche nicht der IVSE 
unterstehen fallen nur unter den Anwendungsbereich der Verordnung, wenn sie vom Re-
gierungsrat anerkannt werden. 

Abs. 1 Bst. a 

Zu den sozialpädagogischen Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche gehö-
ren insbesondere Einrichtungen, die Kinder und Jugendliche gemäss Artikel 13 ff. der 
Verordnung über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption vom 
19. Oktober 1977 (PAVO, SR 211.222.338) aufnehmen. Es handelt sich beispielsweise 
um Kinder- und Jugendheime, welche der Durchführung von vormundschaftlichen und 
jugendstrafrechtlichen Massnahmen dienen. In den sozialpädagogischen Betreuungsein-
richtungen werden Kinder und Jugendliche zum Wohnen aufgenommen und dort durch 
sozialpädagogisches Fachpersonal betreut. Die Beschulung dieser Kinder erfolgt meis-
tens in den Regelklassen der Volksschule. Beispiele von sozialpädagogischen Betreu-
ungseinrichtungen sind innerkantonal das Juvenat der Franziskaner und ausserkantonal 
das Kinderheim Utenberg Luzern oder das Wäsmeli Luzern. 

Analog der Regelung in der bisherigen Verordnung sollen in Ergänzung zur IVSE auch 
heimähnliche Leistungsangebote dem Geltungsbereich der neuen Verordnung unterstellt 
werden können, soweit sie vom Regierungsrat anerkannt werden. Darunter sind z.B. so-
zial- oder heilpädagogische Pflegefamilien zu verstehen. Diese müssen grundsätzlich 
den gleichen Anerkennungskriterien genügen wie eine soziale Einrichtung in Form eines 
Heimes. Diese heimähnlichen Institutionen sind als Alternative und Ergänzung zu den 
Angeboten der Kinder- und Jugendheime zu verstehen. Wie auch bei den stationären 
sozialen Einrichtungen besteht kein Rechtsanspruch auf Anerkennung solcher heimähnli-
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cher Institutionen. 

Abs. 1 Bst. b 

Bst. b umfasst die Leistungsangebote im sonderpädagogischen Bereich. Dazu gehören 
Angebote der separativen Sonderschulung, unabhängig davon, ob sie als Sonderschulen 
mit Internat (Wohnheim) oder als Externat (Kinder und Jugendliche wohnen bei den Er-
ziehungsberechtigten) geführt werden. Dazu gehören alle Sonderschulen, welche die 
Qualitätsrichtlinien der interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Be-
reich der Sonderpädagogik vom 27. Oktober 2007 erfüllen und die vom Standortkanton 
anerkannt sind. In der Regel sind sie auch IVSE anerkannte Institutionen. Innerkantonal 
entsprechen die Heilpädagogische Sonderschule der Stiftung Rütimattli und das Juvenat 
der Franziskaner (sofern die Einweisung aus sonderpädagogischen Gründen erfolgt), 
ausserkantonal z.B. das Schul- und Wohnzentrum Schachen, das Therapieheim Son-
nenblick in Kastanienbaum, die Stiftung Rodtegg für Körperbehinderte, die kantonale 
Sonderschule Hohenrain für Hörbehinderte oder die Sonderschule Sonnenberg Baar für 
Sehbehinderte den Leistungsangeboten gemäss Bst. b. 

Auch die Leistungen der integrativen Sonderschulung gehören zu diesen Angeboten und 
umfassen die heilpädagogische Begleitung, Förderung und Unterstützung von behinder-
ten Kindern und Jugendlichen in den Regelklassen. 

Zu den Leistungsangeboten im Sinne von Bst. b gehört im Weiteren die heilpädagogische 
Früherziehung, welche die Abklärung und die heilpädagogische Förderung und Unter-
stützung behinderter Kinder von 0 bis 6 Jahren einschliesslich der Beratung der Erzie-
hungsberechtigten umfasst. Innerkantonal bietet die Stiftung Rütimattli diese Leistungen 
an, je nach Behinderungsart sind aber auch spezialisierte ausserkantonale Leistungsan-
gebote zu nutzen (z.B. bei Sehbehinderungen). 

Abs. 1 Bst. c  

Da vor allem im Bereich der schweren Verhaltensbehinderungen erhebliche Platzie-
rungsschwierigkeiten beim Erfordernis von externen und internen Platzierungen von Kin-
dern und Jugendlichen in ausserkantonalen Sonderschulen bestehen, macht es Sinn, in 
einzelnen Fällen Privatschulen mit solchen sonderpädagogischen Schulungen zu beauf-
tragen. Zum einen kann durch die Wohnortsnähe die Reintegration mit entsprechenden 
Beratungen besser gewährleistet werden als bei geographisch weit entfernten Fremd-
platzierungen in Sonderschulen. Zum andern bieten Privatschulen in vielen Fällen kleine-
re Klassen, eine Tagesstruktur und Know-how im Umgang mit schwierigen Kindern an. 
Bedingung ist, dass diese Schulen vom Standortkanton anerkannt sind und sich seit 
mehreren Jahren durch ausgewiesene Schulungserfolge bewährt haben. Innerkantonal 
sind in diesem Zusammenhang die Privatschulen Schulmedia Wilen, Grund-acherschule 
Sarnen und Kindergarten Turmhuis Sachseln zu erwähnen, ausserkantonal beispielswei-
se die Montessorischule in Luzern oder die Rey-Schule in Ebikon. 

Time-out Institutionen sind spezialisiert für die Durchführung von befristeten schulischen 
Time-out Lösungen und als solche wie Sonderschulinstitutionen anzusehen. Sie müssen 
ebenfalls vom Standortkanton anerkannt sein. Beispiel Subito – Krisenintervention für 
Kinder und Jugendliche in Emmen. 

Abs. 1 Bst. d 

Bst. d umfasst Einrichtungen, welche die Betreuung von erwachsenen Behinderten si-
cherstellen. Dazu gehören einerseits Wohnheime, welche der dauernden oder vorüber-
gehenden Unterbringung dienen und anderseits Werkstätten und Beschäftigungsstätten. 
In den Werkstätten werden behinderten Personen (körperlich, psychisch oder mehrfach-
behinderte Personen) geschützte Arbeitsplätze angeboten und sie sind bis zu einem ge-
wissen Grad produktiv tätig. Die Werkstätten beinhalten immer eine monetär verwertbare 
Komponente (Produktion) und die dort tätigen Personen erhalten einen Lohn. Die Be-
schäftigungsstätten stehen nicht in einem direkten Zusammenhang mit Produktivität und 
es wird kein Lohn ausgerichtet. Bei der Beschäftigung geht es darum, den behinderten 
Personen eine Tagesgestaltung anzubieten.  
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Die Stiftung Rütimattli bietet mit dem Wohnheim für Erwachsene, der betreuten Beschäf-
tigungsstätte für geistig- und mehrfachbehinderte und den geschützten Arbeitsplätzen für 
geistig- und mehrfach Behinderte sowie für psychisch Behinderte ein umfassendes Leis-
tungsangebot im Sinne von Bst. d an. Personen aus dem Kanton Obwalden nehmen teil-
weise aber auch ausserkantonale Leistungsangebote in Anspruch, z.B. in der Stiftung 
Brändi Horw, der Stiftung Bürozentrum Luzern oder Stiftung Schwerbehinderte Luzern. 

Abs. 2 und 3 

Gemäss Abs. 2 ist Leistungserbringerin oder Leistungserbringer im Sinne dieser Verord-
nung, wer Leistungen im Sinne von Art. 2 Abs. 1 erbringt, welche vom Regierungsrat 
oder im Rahmen der IVSE anerkannt sind. Im Sinne einer klaren Abgrenzung werden in 
Abs. 3 Einrichtungen zur beruflichen Eingliederung von erwachsenen Personen mit Be-
hinderungen im Sinne von Art. 16 und 17 der Invalidenversicherung ausgenommen. Die 
erstmalige berufliche Eingliederung behinderter Jugendlicher wird nach wie vor vom Bund 
finanziert, damit eine zu frühe Berentung verhindert werden kann. Ebenso ausgenommen 
sind Alters- und Pflegeheime, Spitäler und andere medizinische Einrichtungen sowie Kin-
dertagesstätten. 

Abs. 4 

Die Verordnung und insbesondere die Leistungsabgeltung durch den Kanton und die 
Einwohnergemeinden ist ebenfalls nicht anwendbar, wenn Personen im AHV-Alter Leis-
tungsangebote gemäss Abs. 1 nutzen bzw. in entsprechenden Institutionen betreut wer-
den. Für Personen, die über das AHV-Alter hinaus in diesen Institutionen betreut werden, 
gilt eine andere Finanzierungsregelung. Die Sicherstellung der Betreuung und Pflege von 
betagten Personen ist gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. d und e des Gesundheitsgesetzes Auf-
gabe der Gemeinden. Es handelt sich nicht um eine Verbundaufgabe zwischen Kanton 
und Gemeinden, wie dies im Bereich behinderter Personen der Fall ist. Eine mögliche 
Finanzierungslösung könnte darin bestehen, dass die Einwohnergemeinden den Leis-
tungserbringern (z.B. der Stiftung Rütimattli) einen Leistungsauftrag für die Betreuung 
und Pflege von behinderten Personen im AHV-Alter, welche zunehmend auch pflegebe-
dürftige werden, erteilen und die Abgeltung in einer Leistungsvereinbarung regeln. Da zur 
Zeit auf Ebene Kanton unter Federführung des Gesundheitsamtes die Arbeiten für die 
Umsetzung der neuen Pflegefinanzierung laufen, ist dieses Thema dort aufzunehmen 
und in Zusammenarbeit mit den Einwohnergemeinden auf den 1. Januar 2011 eine Fi-
nanzierungslösung zu erarbeiten.  

Abgrenzung 

Der Geltungsbereich der vorliegenden Verordnung ist abzugrenzen von Art. 42 der Ver-
ordnung über das Gesetz über die Jugendhilfe vom 14. Dezember 1973 (GDB 874.11). 
Gemäss Art. 42 der Jugendhilfeverordnung ist der Regierungsrat auf Antrag des Einwoh-
nergemeinderates zuständig für die Bewilligung zum Betrieb von Heimen, sozialpädago-
gischen Pflegefamilien, Institutionen und Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, mehrere 
Unmündige zur Erziehung, Betreuung, Ausbildung, Beobachtung oder Behandlung tags- 
und nachtsüber aufzunehmen. Institutionen welche gestützt auf diese Bestimmung eine 
Bewilligung erhalten, fallen nicht unter den Geltungsbereich der neuen Verordnung. Fol-
gendes Beispiel soll die Unterscheidung aufzeigen.  

Will jemand als sozialpädagogische Pflegefamilie mehrere Kinder- und Jugendliche auf-
nehmen bestehen dafür zwei Möglichkeiten: 

Variante 1: Die sozialpädagogische Pflegefamilie will nicht der IVSE unterstellt werden 
und erhält daher eine Bewilligung nach Art. 42 Jugendhilfeverordnung (sofern die Vor-
aussetzungen dafür erfüllt sind). Platziert eine Einwohnergemeinde ein Kind in dieser 
Familie, sind die Kosten von der platzierenden Einwohnergemeinde zu bezahlen. 

Variante 2: Die sozialpädagogische Pflegefamilie wird als sozialpädagogische Betreu-
ungsinstitution für Kinder und Jugendliche im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bst. a der neuen 
Verordnung anerkannt und allenfalls auch der IVSE unterstellt. Der Kanton und die Ein-
wohnergemeinde tragen die Kosten für platzierte Kinder gemäss neuer Verordnung. 
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Ein weiterer möglicher Anwendungsbereich von Art. 42 der Jugendhilfeverordnung ist, 
wenn jemand ein Übernachtungsangebot im Sinne eines Internats schaffen will z.B. für 
Schülerinnen und Schüler der Kantonsschule. Ein solches Angebot fällt nicht unter die 
neue Verordnung, da es sich nicht um Kinder oder Jugendliche handelt, welche einer 
sozialpädagogischen Betreuung oder Sonderschulung bedürfen. 

Art. 3 Planung und Steuerung 

Aufgrund des Zusammenhangs zwischen Angebot und Kostenentwicklung ist die Pla-
nung und Steuerung ein wesentliches Element, welches mit Inkrafttreten der NFA in die 
Zuständigkeit des Kantons übergegangen ist und gemäss Zuständigkeitsregelung in 
Art. 10 nachfolgend vom Regierungsrat wahrgenommen wird (Abs. 1 und 2). Die Grund-
lagen wurden bereits im Rahmen des Mantelerlasses NFA in die bisherige Verordnung 
aufgenommen (bisher Art. 2) und werden mit Art. 3 auch in die neue Verordnung über-
nommen. Neue Leistungsangebote und zusätzliche Plätze in anerkannten Einrichtungen 
sollen nur noch auf Grund einer Planung anerkannt werden. Die IFEG verpflichtet den 
Kanton im Rahmen des kantonalen Behindertenkonzepts eine Bedarfsplanung in quanti-
tativer und qualitativer Hinsicht zu erstellen. Die Schaffung eines bedarfsgerechten An-
gebots an sozialen Einrichtungen, welches der Betreuung, Schulung und Förderung 
betreuungsbedürftiger Menschen im Kanton Obwalden dient, soll nach ethischen 
Grundsätzen und den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit und Qualität erfol-
gen. Das Angebot soll dabei insbesondere die soziale Integration der betroffenen Perso-
nen fördern. Die Vereinbarungskantone der IVSE sind verpflichtet, die Angebote der Ein-
richtungen aufeinander abzustimmen. Alle diese Bedingungen setzen die Planung und 
Steuerung durch den Kanton voraus. 

Art. 4 Anerkennung und Aufsicht 

Der Kanton ist für die Anerkennung sowie den allfälligen Entzug einer Anerkennung zu-
ständig (Abs. 1). Die Anerkennung eines Leistungsangebots umfasst gleichzeitig eine 
Betriebsbewilligung und soweit dies nicht ausdrücklich ausgeschlossen wird, auch die 
Anerkennung im Sinne der Unterstellung unter die IVSE (Abs. 2). Es kann in seltenen 
Fällen vorkommen, dass ein Leistungsangebot zwar anerkannt wird, aber nicht der IVSE 
unterstellt wird, z.B. Sozialpädagogische Pflegefamilien oder Privatschule. 

Gemäss Abs. 3 bewirkt die Anerkennung die Leistungsabgeltung im Rahmen dieser Ver-
ordnung. Mit der Anerkennung sind sämtliche Rechte und Pflichten verbunden, welche 
sich aus der IVSE, bzw. der Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im 
Bereich der Sonderpädagogik und dieser Verordnung ergeben. Insbesondere kommen 
Leistungserbringer, welche in den Geltungsbereich dieser Verordnung gemäss Art. 2 fal-
len, erst durch die kantonale Anerkennung in den Genuss von Beiträgen von Seiten des 
Kantons und den Einwohnergemeinden. Eine Anerkennung kann befristet und mit Aufla-
gen verbunden werden, sie kann aber auch nur für Teilbereiche einer Institution erteilt 
werden (Abs. 4). 

Im Rahmen der Anerkennung nimmt der Kanton auch die Aufsicht über die Leistungserb-
ringer wahr (Abs. 5). Die Aufsicht des Kantons erfolgt einerseits im Rahmen der regel-
mässigen Prüfung, ob die Voraussetzungen für die Anerkennung noch erfüllt sind. Ander-
seits werden in den Leistungsvereinbarungen mit den Leistungserbringern die Qualitäts-
standards sowie das Controlling festgelegt. Die Aufsicht über ausserkantonale Angebote 
wird im Rahmen der IVSE vom jeweiligen Standortkanton wahrgenommen. 

Bei den Verfahren und Voraussetzungen der Anerkennung von Leistungsangeboten wird 
auf bereits bestehende bundesrechtliche oder interkantonale Grundlagen abgestützt. Für 
Leistungsangebote gemäss Art. 2 Abs. 1 Bst. a sind die Bestimmungen der Verordnung 
über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und Adoption vom 19. Oktober 1977 (PAVO; 
SR 221.222.338) massgebend (Abs. 6). Im Bereich der Sonderschulangebote gemäss 
Art. 2 Bst. b und c finden die Qualitätsstandards der Kantone gemäss der Interkantonalen 
Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik vom 
25. Oktober 2007 (SR 831.26) Anwendung (Abs. 7). Für Leistungsangebote gemäss 
Art. 2 Bst. d sind die Bestimmungen gemäss IFEG und IVSE massgebend (Abs. 8). 
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Art. 5 Betriebsbewilligung und Aufsicht 

Einrichtungen oder heimähnliche Organisationen, die drei oder mehr erwachsene Perso-
nen tags- oder nachtsüber zur Betreuung aufnehmen wollen und nicht anerkannt werden, 
müssen zwingend über eine Betriebsbewilligung verfügen. Einrichtungen, die nur eine 
Betriebsbewilligung erhalten, werden vom Kanton und den Gemeinden im Rahmen dieser 
Verordnung nicht mitfinanziert. Bei der Erteilung der Betriebsbewilligung sowie der Auf-
sicht werden ebenfalls die Voraussetzungen gemäss IFEG und IVSE herangezogen. Im 
Kanton besteht heute kein Betreuungsangebot für Erwachsene, welches nicht anerkannt 
und der IVSE unterstellt ist und nur eine Betriebsbewilligung benötigen würde. Es ist aber 
nicht ausgeschlossen, dass neue Angebote entstehen, welche gar keine Anerkennung 
und Unterstellung unter die IVSE anstreben. Auch wenn solche Angebote vom Kanton 
und den Gemeinden im Rahmen dieser Verordnung nicht mitfinanziert werden, ist es auf 
Grund des besonderen Abhängigkeitsverhältnisses der betreuten Personen und zu deren 
Schutz wichtig, dass der Kanton im Rahmen einer Betriebsbewilligung das Angebot 
überprüft und dieses auch beaufsichtigt. Die Betriebsbewilligung wird erteilt, wenn die 
personellen, betrieblichen und wirtschaftlichen Strukturen sowie die Räumlichkeiten eine 
angemessen Betreuung der aufzunehmenden Personen sicherstellen. Da nur gewerbs-
mässige Angebote erfasst werden sollen, ist eine Betriebsbewilligung erst erforderlich, 
wenn drei oder mehr erwachsene Personen aufgenommen werden. 

Art. 6 Leistungsabgeltung 

Gemäss Art. 4 Abs. 3 erhalten Leistungsanbieter mit der Anerkennung einen Anspruch 
auf eine Abgeltung ihrer Leistungen nach Massgabe dieser Verordnung. Die Leistungen 
werden mit Kostgeldern (Art. 7) und mit Kantons- und Gemeindebeiträgen (Art. 8) abge-
golten. 

Da die Kantons- und Gemeindebeiträge zusammen mit dem Kostgeld die Vollkosten de-
cken müssen, dürfen die Leistungserbringer den betreuungsbedürftigen Personen oder 
deren gesetzlichen Vertretern über die Kostgelder hinaus nur individuelle Nebenleistun-
gen nach effektivem Aufwand in Rechnung stellen. Mit Abs. 2 wird ein entsprechender 
Tarifschutz festgelegt. Als individuelle Nebenleistungen fallen beispielsweise Kosten an 
für Kleider, Taschengeld, individuelle Freizeitaktivitäten ausserhalb des Angebots der 
Einrichtung,  

Art. 7 Kostgeld 

Für den Aufenthalt in einer anerkannten Einrichtung ist grundsätzlich ein Kostgeld, das 
heisst ein Beitrag an die Kosten für Verpflegung, Betreuung und Unterkunft der betreu-
ungsbedürftigen Person, geschuldet. Die Bestimmung zum Kostgeld entspricht der Rege-
lung in der bisherigen Verordnung. Das Kostgeld ist wie bis anhin vorab von der betreu-
ungsbedürftigen Person selber, den Erziehungsberechtigten oder den unterstützungs-
pflichtigen Verwandten zu tragen. Subsidiär hat die zuständige Einwohnergemeinde das 
Kostgeld zu übernehmen, wenn dieses nicht aufgebracht werden kann. Für die Festle-
gung der Höhe des Kostgeldes ist wie bis anhin der Regierungsrat zuständig (vgl. dazu 
Art. 10 Abs. 3 Bst. a). 

Art. 8 Beiträge Kanton und Einwohnergemeinden 

Gemäss bisheriger Verordnung waren die Beiträge des Kantons und der Einwohnerge-
meinden als Schulgeldbeiträge und Betriebsbeiträge inkl. Anteil am Betriebsdefizit festge-
legt. Der Kanton und die Einwohnergemeinden haben diese Kosten je hälftig getragen. 
Die Mitfinanzierung durch den Kanton und die Einwohnergemeinden wird neu in einer 
Bestimmung geregelt und es gibt keine Unterscheidung mehr zwischen Schulgeldbeiträ-
gen und Betriebsbeiträgen bzw. Anteil am Betriebsdefizit. 

Wie bereits ausgeführt, wird die geltende Finanzierung der anerkannten Heime mittels 
Übernahme der Betriebsdefizite durch Kanton und Einwohnergemeinden nicht mehr als 
zeitgemäss erachtet. In Anlehnung an die IVSE, wird bei den innerkantonalen Institutio-
nen von der Restdefizitfinanzierung auf die Leistungsabgeltung mittels Pauschalen ge-
wechselt. Auch viele ausserkantonale Institutionen haben ihr Finanzierungssystem be-
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reits entsprechend angepasst. Da aber noch nicht alle ausserkantonalen Institution von 
der Restdefizitfinanzierung auf die Pauschalfinanzierung gewechselt haben, wird in 
Abs. 1 ganz grundsätzlich von den Kosten gesprochen, welche nach Abzug eines allfälli-
gen Kostgeldbeitrags vom Kanton und den Einwohnergemeinden zu übernehmen sind. 
Es kann sich also bei ausserkantonalen Institutionen weiterhin um Kosten im Sinne eines 
Defizitbeitrages handeln oder aber um Kosten im Sinne von festgelegten Leistungspau-
schalen. 

Bei den Aufgaben im Bereich Sozialpädagogik, Sonderschulung und Behindertenförde-
rung gemäss vorliegender Verordnung handelt es sich um eine Verbundaufgabe von 
Kanton und Einwohnergemeinden. Die fiskalische Äquivalenz, d.h. die Übereinstimmung 
von Finanzierern, Nutzern und Entscheidern zeigt, dass es richtig ist die gemeinsame 
Finanzierung durch den Kanton und die Einwohnergemeinden beizubehalten. Der Kanton 
nimmt insbesondere Planungs-, Steuerungs-, Koordinations- und Controlling-Aufgaben 
wahr und die Einwohnergemeinden sind zuständig für Platzierungen insbesondere im 
Bereich Erwachsene sowie bei sozialpädagogischer Indikation. Im Sonderschulbereich 
erfolgen Platzierungen vorwiegend durch den Kanton. Die Kosten werden vom Kanton 
und den Einwohnergemeinden künftig nach einem für die verschiedenen Leistungsange-
bote festgelegten Schlüssel getragen (Art. 8 Abs. 1 Bst. a bis k). Der in Art. 8 vorgeschla-
gene Aufteilungsschlüssel für die einzelnen Leistungsangebote berücksichtigt einerseits, 
dass die Einwohnergemeinden durch die Umsetzung der NFA im Heim- und Sonder-
schulbereich grundsätzlich nicht zusätzlich finanziell belastet werden sollen. Anderseits 
wird darauf geachtet, dass in den Bereichen, die von der NFA nicht betroffen waren, kei-
ne Verschiebung bezüglich der finanziellen Belastung, d.h. keine Umverteilung zw. Kan-
ton und Gemeinden stattfindet. 

Der Kanton und die Einwohnergemeinden übernehmen die Kosten jeweils pro Kind bzw. 
Erwachsene Person, d.h. die Einwohnergemeinden übernehmen den Kostenanteil für 
diejenigen Personen, welche den zivilrechtlichen Wohnsitz in ihrer Gemeinde haben. 

Für die Übergangszeit von drei Jahren (2008 bis 2010) war in Absprache mit den Ein-
wohnergemeinden ein Finanzierungsmodell festgelegt worden, welches Referenzzahlen 
für die Festlegung eines möglichst einfachen Finanzierungsmodells ab 1. Januar 2011 
liefern soll (Ausführungsbestimmungen über die vorläufige Kostentragung für Institutionen 
im Rahmen der IVSE vom 12. Februar 2008, GDB 874.312). Dabei wurde festgelegt, 
dass der Kanton zusätzlich die bisher von der IV geleisteten individuellen Beiträge 
(Schulgeldbeiträge, Beiträge an Internatskosten, Mittagessen und Transportkosten) und 
den bisherigen Anteil der IV als Betriebsbeiträge übernimmt. Das kantonale Sozialamt hat 
in Zusammenarbeit mit dem Amt für Volks- und Mittelschulen die Zahlen des Rechnungs-
jahres 2008 analysiert und geprüft, ob die vom Kanton gemäss Übergangslösung über-
nommen Kosten den bisherigen IV-Leistungen entsprachen und die Gemeinden auf 
Grund der NFA tatsächlich nicht mehr belastet wurden.  

Im Rahmen der Umsetzung der NFA ist man davon ausgegangen, dass der Kanton auf 
Grund der NFA und des Rückzugs der IV aus der Finanzierung im Bereich Sonderschu-
len und Heime zusätzlich mit rund 7.975 Mio. Franken belastet wird (Basis Rechnungen 
2004/2005 des Bundes). Ein entsprechender Betrag wurde im IFAP budgetiert. Die effek-
tive Belastung des Kantons, welche auf die NFA zurückzuführen ist, betrug im 2008 rund 
7.821 Mio. Franken und lag damit rund Fr. 153 000.- unter dem errechneten Betrag. 
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 Effektiver Aufwand aus 

NFA im 2008 

Berechneter Aufwand 

aus NFA (IAFP) 

Wohnheime/Werkstätten/Tagesstätten:   

- Aufwand für ausserkantonale Platzierungen  

(Jugendlichen u. Erwachsene) 

815’222  

- Aufwand für Platzierungen im Rütimattli  

(Jugendliche u. Erwachsene) 

4‘563’300  

Subtotal 1 5‘378’522 5‘028’000 

   

Sonderschulung:   

- Aufwand für ausserkantonale Sonderschulung  558’742  

- Aufwand für Fahrkosten 132’175  

- Aufwand für Platzierungen im Rütimattli 1‘752’000  

Subtotal 2  2‘442’917 2‘947’000 

   

Gesamtaufwand Kanton aus NFA 

(Subtotal 1 + Subtotal 2) 

7‘821’439 7‘975’000 

Differenz 153’561  

Die Aufstellung zeigt, dass der Kanton die im Voraus berechneten und bisher von der IV 
geleisteten Beiträge an die Sonderschulung und Heime im 2008 auch tatsächlich über-
nommen hat. Mit dem Finanzierungsmodell für die Übergangslösung in den Jahren 2008 
bis 2010 konnte somit das Ziel erreicht werden, dass die Gemeinden aus der NFA nicht 
mehr belastet wurden. 

Die Aufteilung der Gesamtkosten für den ausserkantonalen Heim- und Sonderschulbe-
reich (Kinder, Jugendliche und Erwachsene) zwischen dem Kanton (inkl. NFA-Beitrag) 
und den Gemeinden sah für 2008 folgendermassen aus: 

Tabelle 1: Kosten für Ausserkantonale Platzierungen 2008* 

 in Franken in Prozent 

Beitrag Gemeinden 1‘547‘374 33.7 

Beitrag Kanton 3‘043‘846 66.3 

Total** 4‘591‘220 100 

*Die Zahlen vor 2008 können als Referenz nicht herangezogen werden, da die Institutionen vor NFA direkt 

vom Bundesamt für Sozialversicherung (BSV) Beiträge erhalten haben und der verbleibende Rest vom Kan-

ton und den Einwohnergemeinden je hälftig übernommen wurden. Die Höhe der BSV-Beiträge an diese aus-

serkantonalen Institutionen ist nicht bekannt. 

**Nicht enthalten ist der Aufwand für ausserkantonale Platzierungen in sozialpädagogischen Betreuungsein-

richtungen (gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. a neuer Verordnung). Dieser Bereich war von NFA nicht betroffen und 

das BSV gewährte keine Beiträge. Die Kosten wurden vom Kanton und den Gemeinden daher je zur Hälfte 

getragen. 

Innerkantonal gilt es für die Festlegung des künftigen Aufteilungsschlüssels zwischen 
Kanton und Einwohnergemeinden primär die Zahlen der Stiftung Rütimattli zu analysie-
ren. Dabei hat sich gezeigt, dass es praktisch unmöglich ist, die Zahlen der letzen Jahre 
miteinander zu vergleichen, da insbesondere die Erträge durch die Umsetzung des neu-
en Kontenplans IVSE 2008 neu gegliedert wurden. Für die Ermittlung des Aufteilungs-
schlüssels zwischen Kanton und Einwohnergemeinden wurde deshalb nur vom Gesamt-
aufwand der Stiftung Rütimattli in den Jahren 2006 bis 2008 ausgegangen (Aufwand für 
Separative Sonderschulung [Externat und Internat], HFE [Heilpädagogische Früherzie-
hung], Integrative Sonderschulung, Wohnen/Arbeiten/Beschäftigung für Erwachsene). 
Die Berücksichtigung der Erträge aus Kostgeldern, Beiträge Dritter usw. würde den Ge-
samtaufwand vermindern, das Verhältnis der Aufteilung zwischen Kanton und Einwoh-
nergemeinden würde sich dadurch aber nicht verändern. 
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Tabelle 2: Aufwand Stiftung Rütimattli 2006 bis 2008 

 2006 

in Fr. 

2006 

in % 

2007 

in Fr. 

2007 

in % 

2008 

in Fr. 

2008 

in % 

Gesamtaufwand 14‘019‘543 100 14‘632‘325 100 15‘801‘916 100 

./. Anteil BSV 5‘477‘540 39 5‘814‘185 40 6‘315‘000 40 

Aufwand nach Abzug Beitrag 

BSV 

8‘542‘003 61 8‘818‘140 60 9‘486‘916 60 

       

Anteil Kanton am Aufwand 4‘271‘001  4‘409‘070  4‘743‘458  

Anteil Gemeinden am Aufwand 4‘271‘001 30 4‘409‘070 30 4‘743‘458 30 

Total Kanton: 

Anteil BSV + Anteil am Aufwand  

9‘748‘541 70 10‘223‘255 70 11‘058‘458 70 

Die Tabellen 1 und 2 zeigen, dass in diesen Leistungsbereichen grundsätzlich ein Auftei-
lungsschlüssel zwischen Kanton und Einwohnergemeinden im Verhältnis von 70 Prozent 
zulasten Kanton und 30 Prozent zulasten der Einwohnergemeinden die Forderung erfüllt, 
dass die Einwohnergemeinden mit der NFA nicht finanziell mehrbelastet werden sollen. 

Nachfolgend wird im Einzelnen je Leistungsangebot der in Art. 7 vorgeschlagene Auftei-
lungsschlüssel für die künftige Finanzierung dargelegt. Dabei ist noch zu beachten, dass 
in Tabelle 2 auch der Aufwand für die HFE und die integrative Sonderschulung enthalten 
ist. Die Überprüfung der Zahlen 2008 hat jedoch gezeigt, dass auch wenn der Aufwand 
für diese zwei Angebote vom Gesamtaufwand abgezogen wird, sich der Verteilschlüssel 
30:70 für die übrigen Angebote nicht verändert.  

Abs. 1 Bst. a Sozialpädagogische Betreuungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche 

Die Finanzierung von sozialpädagogischen Betreuungsinstitutionen für Kinder und Ju-
gendliche war nicht Gegenstand der NFA und die IV hat keine Beiträge für diese Leis-
tungsangebote erbracht. Diese Angebote waren auch nicht Gegenstand der Übergangs-
regelung. Der Aufwand für diesen Bereich ist auch in den Tabellen 1 und 2 nicht enthal-
ten. Die Kosten sollen daher vom Kanton und den Einwohnergemeinden wie bisher hälf-
tig übernommen werden. 

Abs. 1 Bst. b Separative Sonderschulung (Externat und Internat) 

Die separative Sonderschulung umfasst externe und interne Sonderschulplatzierungen, 
an welche die Einwohnergemeinden bisher einen Schulgeldbeitrag und einen Restdefizit-
anteil geleistet haben. Die Unterscheidung zwischen Schulgeld und Restdefizit wird nun 
aufgehoben. Aufgrund der bisherigen Kostenanteile, der Referenzzahlen gemäss Über-
gangsregelung sowie den Tabellen 1 und 2 wird nach Abzug der Kostgeldbeiträge der 
Erziehungsberechtigten ein Gemeindeanteil von 30 Prozent an den verbleibenden Kosten 
für separative Sonderschulung vorgeschlagen, der Kanton trägt 70 Prozent. Mit dieser 
Kostenaufteilung werden die Gemeinden nicht mehr belastet als vor NFA. 

Abs. 1 Bst. c Heilpädagogische Früherziehung 

Die heilpädagogische Früherziehung (HFE) ist als vorschulisches Angebot sinnvollerwei-
se zentral (nicht gemeindeweise) organisiert und der Stiftung Rütimattli unterstellt. Zudem 
wurde die HFE vor der NFA zu 100 Prozent von der IV finanziert. Aus diesen Gründen 
wird vorgeschlagen, dass die Kosten der HFE zu 100 Prozent durch den Kanton finan-
ziert werden sollen. Das unter der IV-Finanzierung angefallene Restdefizit, welches zwi-
schen Kanton und Gemeinden hälftig aufgeteilt wurde, soll im Sinne eines Kompensati-
onsgeschäftes voll vom Kanton übernommen werden. Im Gegenzug sollen die Einwoh-
nergemeinden den bisherigen Kostenbeitrag der IV an die Legasthenietherapie über-
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nehmen.  

Abs. 1 Bst. d Integrative Sonderschulung 

Die integrative Sonderschulung umfasst die regelmässige, meist in einer bestimmten An-
zahl Wochenstunden festgelegte heilpädagogische Arbeit mit behinderten Kindern und 
Jugendlichen (heilpädagogische Förderung, Begleitung und Unterstützung von behinder-
ten Kindern und Jugendlichen in den Regelklassen) durch behinderungsspezifisch aus-
gebildetes Personal (Schulische Heilpädagoginnen bzw. Heilpädagogen). Dieses behin-
derungsspezifisch ausgebildete Personal wurde vor dem 1. Januar 2008 für die integrati-
ve Sonderschulung bei körperlich-, geistig- und sinnesbehinderten Kindern und Jugendli-
chen vollständig durch die IV finanziert und soll deshalb auch künftig vollumfänglich (d.h. 
zu 100 Prozent) vom Kanton finanziert werden; dies nach dem Grundsatz, dass die Ge-
meinden infolge der NFA keine Mehrbelastungen erfahren sollen. 

Das heisst aber nicht, dass die Gemeinden bei Integrationsmassnahmen bisher und in 
Zukunft keine Kosten zu tragen hätten. Vielmehr übernahmen die Gemeinden bei Integra-
tionsmassnahmen schon bis anhin 100 Prozent der Kosten für nicht behinderungsspezi-
fisch ausgebildetes Personal und sollen dies auch künftig tun. Es handelt sich um Klas-
senassistenzen, Klassenhilfen sowie um den zusätzlichen Arbeitsaufwand der Schullei-
tungen und/oder die Mehrkosten für kleinere Klassen, welche infolge der Integrationspro-
jekte notwendig werden können. Diese strikte Trennung der Personalkosten zwischen 
Kanton und Gemeinden entspricht dem Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz, wonach 
jede Trägerschaft den von ihr verantworteten Personaleinsatz zu 100 Prozent finanziert. 

Die gleiche Regelung gilt gemäss Art. 9a der Verordnung über die Beiträge an Kinder und 
Jugendheime (GDB 874.41; Nachtrag vom 10. September 2009) auch für Kinder und 
Jugendliche mit einer schweren Sprach- bzw. Verhaltensbehinderung. Obwohl die Invali-
denversicherung bisher keine Integrationsmassnahmen für diese beiden Behinderungsar-
ten übernahm, sondern nur separative Sonderschulmassnahmen mitfinanzierte, macht es 
Sinn, dass Integrationsmassnahmen bei diesen beiden Behinderungsarten bezüglich 
Aufteilung der Finanzierung (Kanton 100 Prozent der Kosten des behinderungsspezifisch 
ausgebildetes Personal, Gemeinden 100 Prozent der Kosten für nicht behindertenspezi-
fisch ausgebildetes Personal) gleich behandelt werden, wie die Integrationsmassnahmen 
für die übrigen drei Behinderungsarten (körperliche, geistige und Sinnesbehinderungen), 
welche schon vor Inkrafttreten der NFA von der Invalidenversicherung im oben erwähn-
ten Sinne mitfinanziert wurden. Dies bedeutet eine Entlastung der Gemeinden durch den 
Kanton. 

Wenn Integrationsmassnahmen bei schweren Verhaltens- und Sprachbehinderungen 
nicht durchgeführt werden könnten, müssten die betroffenen Kinder und Jugendlichen in 
jedem Fall separative Sonderschulmassnahmen erhalten, für welche die Kosten sowohl 
für den Kanton wie die Gemeinden wesentlich höher ausfallen, als die Kosten für ent-
sprechende Integrationsmassnahmen.  

Abs. 1 Bst. e Heilpädagogische Unterstützung und Beratung 

Unter heilpädagogischer Unterstützung und Beratung versteht man die periodische Bera-
tung und Unterstützung des Umfeldes (Schule, Eltern, Lehrpersonen) durch behinde-
rungsspezifisch ausgebildete Fachpersonen, sofern die behinderten Kinder und Jugendli-
chen in einer Regelklasse der Volksschule integriert werden. 

Für die Schulen der Gemeinden entstehen mit der Integration höhere Kosten als bei se-
parativen Massnahmen: Der Normkostenaufwand für eine Schülerin bzw. einen Schüler 
beträgt generell je nach Schulstufe rund Fr. 6 000.– bis Fr. 13 000.– je Jahr. Bei integrier-
ten behinderten Schülerinnen und Schülern kommen zusätzlich Verwaltungskosten für 
Organisation, Koordination der verschiedenen Fach- und Lehrpersonen, Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Amts- und Durchführungsstellen, Pensenerhöhungen für Assistenz-
lehrpersonen, usw. zum Tragen. Diese Mehrkosten, die bei separativen Lösungen für die 
Gemeinden nicht anfallen, übernehmen die Gemeinden bei Integrationen vollumfänglich. 
Deshalb ist es im Gegenzug gerechtfertigt, wenn der Kanton die Kosten für die behinde-
rungsspezifisch ausgebildeten Fachpersonen (Heilpädagoginnen und Heilpädagogen, 
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Systemberater, Logopädinnen, Pädoaudiologen, usw.) zu 100 Prozent übernimmt. Diese 
Kostenverteilung gilt bei den Geistes-, Körper- und Sinnesbehinderungen seit jeher und 
wird sinnvollerweise bei den schweren Sprach- und Verhaltensbehinderungen, die seit 
Herbst 2009 ebenfalls integriert werden können, auch so geregelt.  

Abs. 1 Bst. f Privatschulen 

Wie in den Erläuterungen zu Art. 2 Abs. 1 Bst. c erwähnt, macht es Sinn, in einzelnen 
Fällen Privatschule mit der Durchführung von Sonderschulmassnahmen zu beauftragen. 
Da es sich hier um Privatschulen handelt, welche von der Invalidenversicherung vor der 
NFA nicht mitfinanziert worden sind, wird der Kostenteiler nach Abzug der Kostgeldbei-
träge zwischen Kanton und Einwohnergemeinden hälftig getragen. 

Abs. 1 Bst. g Schulische Time-out Institutionen 

Am 27. Januar 2009 hat der Regierungsrat im Zuge der Beantwortung des Postulats von 
Kantonsrat Dani Henggeler vom 29. Juni 2007 zum Thema „Timeout Angebot für reniten-
te Schülerinnen und Schüler“ gestützt auf Art. 21 Abs. 2 Bst. c BiG den Time-out Leitfa-
den des Bildungs- und Kulturdepartements vom 12. Januar 2009 zuhanden des Kantons-
rats verabschiedet. Dieser hat am 13. März 2009 von diesem Geschäft zustimmend 
Kenntnis genommen. Darin ist auf Seite 9 dargelegt, dass bei einer Platzierung in einer 
spezialisierten Time-out Institution die Finanzierung gleich zu handhaben ist, wie bei ei-
ner Sonderschulplatzierung (Beiträge von Kanton, Gemeinde und Eltern). Es wird folglich 
der Aufteilungsschlüssel von 70 Prozent zulasten Kanton und 30 Prozent zulasten der 
Gemeinden vorgeschlagen. Alle andern im Leitfaden vorgesehenen Time-out Formen 
fallen nicht unter die Regelungen der Sonderschulung und sind von den Gemeinde 
und/oder Eltern ohne Beiträge des Kantons zu finanzieren. 

Abs. 1 Bst. h Sonderschulbedingte Fahrkosten 

Gemäss Art. 8quarter und Art. 9bis38 der Verordnung der Invalidenversicherung vom 
17. Januar 1961 (Stand am 19. Oktober 2004) übernahm die IV die Kosten für notwendi-
ge Transporte für die Durchführung von Sonderschulmassnahmen zu 100 Prozent. Des-
halb wird vorgeschlagen, dass der Kanton diese Kosten ebenfalls zu 100 Prozent über-
nimmt. Die Anspruchsberechtigung und die Höhe der Kosten pro Fahreinheit werden in 
einem Merkblatt nach denselben Grundsätzen wie bei der IV geregelt. 

Abs. 1 Bst. i Wohnheime für Erwachsene  

Auf Grund der Referenzzahlen gemäss Tabellen 1 und 2 wird vorgeschlagen, dass der 
Kanton 70 Prozent und die Gemeinden 30 Prozent der Kosten übernehmen sollen. Diese 
Aufteilung berücksichtigt, dass die Einwohnergemeinden infolge NFA keine Mehrbelas-
tung erfahren sollen.  

Abs. 1 Bst. k Werkstätten und Beschäftigungsstätten 

Auf Grund der Referenzzahlen gemäss Tabellen 1 und 2 wird auch hier vorgeschlagen, 
dass der Kanton 70 Prozent und die Gemeinden 30 Prozent der Kosten übernehmen 
sollen. Diese Aufteilung berücksichtigt, dass die Einwohnergemeinden infolge NFA keine 
Mehrbelastung erfahren sollen. 

Abs. 2 

Die Kostenaufteilung zwischen dem Kanton und den Einwohnergemeinden gilt gemäss 
Abs. 2 sowohl für innerkantonale als auch für ausserkantonale Platzierungen im Rahmen 
der IVSE. 

Art. 9 Investitionen 

Der Kanton gewährt den Leistungserbringern keine direkten Investitionsbeiträge (Abs. 1). 
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Dieser Grundsatz ist insbesondere für innerkantonale Leistungserbringer explizit festzu-
legen. Leistungen von ausserkantonalen Leistungserbringern werden vom Kanton und 
den Einwohnergemeinden gemäss IVSE getragen und die Gewährung von Investitions-
beiträgen steht nicht zur Diskussion. Bei den innerkantonalen Leistungserbringern geht 
es primär um die Stiftung Rütimattli und das Juvenat der Franziskaner. Diesen Institutio-
nen werden keine Investitionsbeiträge gewährt, die Investitionen werden aber indirekt 
über die Leistungspauschalen mitfinanziert. Die Institutionen sollen ihre Investitionen sel-
ber finanzieren, können die Folgekosten von betriebsnotwendigen Investitionen aber der 
Betriebsrechnung belasten (Kapitalzinsen, Abschreibungen). Die IVSE hat in den Richtli-
nien zur Leistungsabgeltung und zur Kostenrechnung auch Grundsätze für die Anrech-
nung von Kapitalzinsen und Maximalansätze für Abschreibungen geregelt. Diese Richtli-
nien sind grundsätzlich zu berücksichtigen. 

Der Kanton kann mit Leistungserbringern, mit denen er Leistungsvereinbarungen ab-
schliesst ergänzende Regelungen vereinbaren und insbesondere auch vorsehen, dass 
ihm grössere Investitionen (über Fr. 500 000.–) vorgängig zur Genehmigung unterbreitet 
werden müssen (Abs. 3). Da der Kanton und die Einwohnergemeinden die Investitionen 
über die Pauschalen mitfinanzieren, ist es richtig, einen entsprechenden Genehmigungs-
vorbehalt vorzusehen. Mit der Genehmigung einer Investition erhalten die Leistungserb-
ringer praktisch eine Zusicherung, dass bei der Festlegung der Pauschalen die entspre-
chenden Kosten (z.B. Fremdkapitalzinsen) berücksichtigt werden. Vor NFA mussten In-
vestitionen dem Bundesamt für Sozialversicherung zur Genehmigung unterbreitet wer-
den. 

Beim Genehmigungsvorbehalt handelt es sich bewusst um eine „kann“ Formulierung, 
weil dieser nicht in jedem Fall notwendig ist. Für die Leistungsvereinbarung mit der Stif-
tung Rütimattli ist eine solche Regelung vorgesehen. Beim Juvenat der Franziskaner hin-
gegen schliessen das Bundesamt für Justiz und der Regierungsrat die Leistungsverein-
barung gemeinsam ab und das Bundesamt für Justiz entscheidet grundsätzlich über die 
Höhe der Investitionen und seinen Finanzierungsanteil. 

Art. 10 Regierungsrat 

Abs. 1 Bst. a 

Der Regierungsrat ist zuständig für den Erlass des Sonderpädagogischen Konzepts. Wie 
bereits bei Art. 4 Abs. 7 ausgeführt sind beim Erlass des Sonderpädagogischen Konzepts 
die Bestimmungen der Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Be-
reich der Sonderpädagogik vom 25. Oktober 2008 zu berücksichtigen. 

Der Regierungsrat hat das Sonderpädagogische Konzept am 19. Januar 2010 in zweiter 
Lesung verabschiedet. Es dient als Grundlage für die vorliegenden Legiferierungs-
arbeiten auf Gesetzes- und Verordnungsstufe und im weiteren auch für entsprechende 
Ausführungsbestimmungen und Vollzugsrichtlinien. 

Abs. 1 Bst. b 

Bereits die IVSE verpflichtet alle Vereinbarungskantone in allen Belangen der IVSE zu-
sammenzuarbeiten, insbesondere Informationen über Massnahmen, Erfahrungen und 
Ergebnisse auszutauschen, die Angebote ihrer Einrichtungen aufeinander abzustimmen 
und die Qualität derselben zu fördern. Mit der NFA sind die Kantone gemäss Art. 179 
Ziff. 4 in Verbindung mit Art. 10 IFEG nun zusätzlich verpflichtet, ein Behindertenkonzept 
zu erstellen, um die Eingliederung der Personen mit besonderen Betreuungsbedürfnissen 
zu fördern. Das Behindertenkonzept gemäss IFEG umfasst nur Erwachsene und nur die 
Bereiche Wohnen, Beschäftigung und Arbeit. Im Weiteren muss es eine Bedarfsplanung 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht und ein Verfahren für periodische Bedarfsanaly-
sen vorsehen. 
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Der Regierungsrat ist für den Erlass des Behindertenkonzepts und die Bedarfsplanung 
gemäss IFEG zuständig. Im Auftrag der Zentralschweizer Regierungskonferenz und der 
Zentralschweizer Gesundheits- und Sozialdirektorenkonferenz (ZGSDK) wurden in einem 
ersten Schritt ein Rahmenkonzept für die interkantonale Zusammenarbeit im Heim- und 
Betreuungswesen (IVSE Bereich B) Zentralschweiz erstellt. Gleichzeitig wurde ein In-
strument für die Bedarfsplanung 2008 bis 2010 erarbeitet. Dieses Modell berechnet den 
Bedarf für die kommenden Jahre im Wesentlichen aufgrund der Ist-Werte und des prog-
nostizierten Bevölkerungszuwachses. Gestützt auf das Rahmenkonzept der Zentral-
schweizer Regierungskonferenz (ZRK) wurde der Entwurf für ein Behindertenkonzept 
Obwalden erarbeitet. Der Entwurf des Behindertenkonzepts wird zusammen mit der neu-
en Verordnung und dem Nachtrag zum Bildungsgesetz zur Vernehmlassung unterbreitet. 
Nach definitiver Verabschiedung des Behindertenkonzepts durch den Regierungsrat im 
Herbst 2010, wird es dem Bundesrat zur Genehmigung unterbreitet, damit es auf 
1. Januar 2011 zusammen mit der neuen Verordnung und dem Nachtrag zum Bildungs-
gesetz vorliegt. 

Abs. 1 Bst. c 

Der Regierungsrat ist zuständig für die Anerkennung von Leistungsangeboten sowie den 
Entzug der Anerkennung von Leistungsangeboten. Wie bereits bei Art. 4 Abs. 6 bis 8 
ausgeführt wird bei der Anerkennung auf Standards, Kriterien und Vorgaben bereits be-
stehender bundesrechtliche oder interkantonale Grundlagen abgestützt (PAVO, IFEG, 
IVSE und Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der Son-
derpädagogik). 

Abs. 1 Bst. d 

Der Regierungsrat ist zuständig für die Erteilung von Betriebsbewilligungen und den all-
fälligen Entzug von Betriebsbewilligungen im Sinne von Art. 5 der Verordnung (vgl. Aus-
führungen zu Art. 5). 

Abs. 1 Bst. e und f 

Die IVSE sieht zwei Methoden der Leistungsabgeltung vor: einerseits wie bis anhin nach 
Methode D = Defizitdeckung und andererseits nach Methode P = Pauschalen. Die Ver-
einbarungskantone streben den Übergang von der Methode D zur Methode P an (Art. 23 
Abs. 3 IVSE). Die Leistungsabgeltung nach Methode P verlangt zwingend den Abschluss 
von Leistungsvereinbarungen mit den Leistungserbringern. 

Unabhängig von der gewählten Methode der Leistungsabgeltung haben die anerkannten 
Leistungserbringer ihre Kosten zu ermitteln und ihre Leistungen nach einheitlicher Me-
thode zu erfassen. Dazu haben sie eine Kostenrechnung und eine Leistungsstatistik zu 
führen. Die Kostenrechnung bildet die Grundlage für die Berechnung der Pauschalen zur 
Abgeltung der Leistungen. Die Leistungserbringer berücksichtigen dabei die Richtlinien 
der IVSE zur Leistungsabgeltung und zur Kostenrechnung. Mittelfristig soll die Kosten-
rechnung auch Betriebsvergleiche ermöglichen, um so die „wahren Kosten“ einer be-
stimmten Leistung ermitteln zu können. 

Der Regierungsrat ist zuständig, mit den Leistungserbringern Leistungsvereinbarungen 
abzuschliessen. Konkret geht es primär um eine Leistungsvereinbarung mit der Stiftung 
Rütimattli, welche den bisherigen Vertrag mit der Stiftung Rütimattli ersetzen wird. Für 
das Juvenat der Franziskaner besteht bereits eine Leistungsvereinbarung, welche das 
Bundesamt für Justiz und der Regierungsrat mit dem Juvenat der Franziskaner gemein-
sam abgeschlossen haben. 

Im Rahmen der künftigen Leistungsvereinbarung mit der Stiftung Rütimattli wird auf das 
System der Abgeltung nach Leistungspauschalen gewechselt. In der Leistungsvereinba-
rung werden insbesondere die konkreten Leistungen zu beschreiben sein, aber auch die 
Grundsätze der Buchführung, der Betriebsrechnung, der Leistungsabgeltung und der 
Rücklagen für Verluste. Ebenso zu regeln ist die Berücksichtigung der Folgekosten von 
Investitionen, der Umgang mit Spenden, der Ablauf betreffend Voranschlag und Investiti-
onsplanung sowie das Controlling, der Rechnungsabschluss und die Berichterstattung. 
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Soweit keine Anpassungen notwendig sind, kann die Leistungsvereinbarung mehrere 
Jahre gelten. Basierend auf der Leistungsvereinbarung wird der Regierungsrat mit der 
Stiftung Rütimattli eine jährliche Budgetvereinbarung abschliessen, in welcher die Leis-
tungspauschalen pro Leistungsbereich festgelegt werden, welche als Kosten vom Kanton 
und den Einwohnergemeinden gemäss Art. 8 dieser Verordnung übernommen werden. 

Abs. 2 

Da die Kosten für Leistungsangebote im Rahmen dieser Verordnung vom Kanton und 
den Einwohnergemeinden gemeinsam getragen werden und es sich um eine Verbund-
aufgabe handelt, sind die Einwohnergemeinden vor der Anerkennung von Leistungsan-
geboten, der Erteilung von Betriebsbewilligungen und vor dem Abschluss von neuen 
Leistungsvereinbarungen anzuhören. 

Abs. 3 

Der Regierungsrat erlässt zum Vollzug der Verordnung Ausführungsbestimmungen. Wie 
bereits bisher legt der Regierungsrat die Höhe des Kostgeldes fest (Bst. a; vgl. dazu Aus-
führungen zu Art. 7). 

Für den Vollzug der Sonderpädagogischen Massnahmen im Bereich der Sonderschulung 
(Bst. b) wird der Regierungsrat in Ausführungsbestimmungen z.B. den Ablauf bei Verfü-
gung von Massnahmen oder die Umsetzung der integrativen Förderung regeln. 

Im Weiteren sind in Ausführungsbestimmungen die für den Vollzug notwendigen Zustän-
digkeiten der Departemente und Amtsstellen zu regeln (Bst. c). Der Vollzug der Verord-
nung erfolgt einerseits durch das Sicherheits- und Justizdepartement und anderseits 
durch das Bildungs- und Kulturdepartement. Das Sicherheits- und Justizdepartement ist 
für alle Bereiche zuständig, welche nicht explizit den Schulbereich d.h. die schulische 
Förderung von Kindern- und Jugendlichen, inkl. Wohnen in Sonderschulen, betrifft. Es ist 
also zuständig für die Erarbeitung des Behindertenkonzepts und den Vollzug im Bereich 
der Leistungsangebote gemäss Art. 2 Abs. 1 Bst. a und d dieser Verordnung. Innerhalb 
des Departements wird das Sozialamt für die Vollzugsaufgaben zuständig sein. 

Das Bildungs- und Kulturdepartement ist für alle Bereiche zuständig, welche die schuli-
sche Förderung von Kindern- und Jugendlichen betrifft. Es ist somit zuständig für die Er-
arbeitung des Sonderpädagogischen Konzepts und den Vollzug der Leistungsangebote 
gemäss Art. 2 Abs. 1 Bst. b und c dieser Verordnung. Innerhalb des Departements wer-
den das Amt für Volks- und Mittelschulen und teilweise der Schulpsychologische Dienst 
für die Vollzugsaufgaben zuständig sein. 

Art. 11 Kantonale Verbindungsstelle 

Wie bisher ist das Sicherheits- und Justizdepartement kantonale Verbindungsstelle zu 
den ausserkantonalen Behörden und nimmt die entsprechenden Koordinationsaufgaben 
gemäss IVSE wahr (insb. Abrechnung mit ausserkantonalen Verbindungsstellen, wenn 
Personen aus Obwalden in ausserkantonalen Institutionen platziert sind). Innerhalb des 
Sicherheits- und Justizdepartements wird das Sozialamt diese Aufgabe übernehmen. 
Diese Zuständigkeit wird der Regierungsrat in den Ausführungsbestimmungen regeln. 

Art. 12 Einwohnergemeinden 

Die Aufgaben der Einwohnergemeinden werden mit der neuen Verordnung nicht verän-
dert. Wie bisher sind sie zuständige für die Platzierung von Kindern, Jugendlichen (bei 
sozialpädagogischer Indikation, Kindesschutzmassnahmen) und Erwachsenen (vor-
mundschaftliche Indikation) und arbeiten dabei eng mit den entsprechenden kantonalen 
Stellen (insb. Sozialamt und Amt für Volks- und Mittelschulen) zusammen.  
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Art. 13 Schlichtungsbehörde 

Die Einrichtung einer Schlichtungsbehörde steht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem IFEG, welches in Art. 10 vorsieht, dass die Kantonsregierungen ein Behinderten-
konzept erstellen müssen, das insbesondere ein Schlichtungsverfahren bei Streitigkeiten 
zwischen invaliden Personen und Institutionen enthält. Da ein Schlichtungsverfahren vor-
gesehen werden muss, rechtfertigt es sich, dieses nicht nur im Behindertenbereich, son-
dern ganz grundsätzlich für die Leistungserbringer gemäss dieser Verordnung vorzuse-
hen. 

Die Aufgaben der Schlichtungsbehörde gemäss dieser Verordnung sollen von der kanto-
nalen Schlichtungsbehörde wie sie im Rahmen der Justizreform geplant ist wahrgenom-
men werden (Entwurf des Gesetzes über die Justizreform: Nachtrag zu Art. 6 ff. des Ge-
setzes über die Gerichtsorganisation vom 22. September 1996; GDB 134.1).  

Gegenstand des Schlichtungsverfahrens können nur Streitigkeiten aus dem Betreuungs-
verhältnis sein (Abs. 1). Darunter fallen beispielsweise Klagen auf Schadenersatz oder 
Genugtuung aus unerlaubter Handlungen oder Vertragsverletzungen (z.B. Mängel betr. 
Unterkunft oder Verpflegung) und aufsichtsrechtliche Anzeigen (z.B. pflegerische Män-
gel). Nicht Gegenstand des Schlichtungsverfahrens, sondern Gegenstand des ordentli-
chen Verwaltungsbeschwerdeverfahrens sind Entscheide über Anerkennung oder Entzug 
der Anerkennung eines Leistungsangebots, Entscheide über die Kostenübernahmega-
rantie und Entscheide über den Bestand einer Beitragsforderung, sowie die Höhe und die 
Zahlung von Beiträgen gemäss Art. 8 dieser Verordnung. 

Streitigkeiten über individuelle Nebenleistungen gemäss Art. 6 Abs. 2 sind weder Ge-
genstand des Schlichtungsverfahrens noch des Verwaltungsverfahrens, sondern sind auf 
dem zivilrechtlichen Weg zu Lösen. 

Die Schlichtungsbehörde versucht zwischen den am Verfahren beteiligten eine Einigung 
zu erzielen (Abs. 2). Gelingt ihr dies nicht, stellt sie dies schriftliche fest. Sie kann auch 
Empfehlungen abgeben. Je nach Art der Streitigkeit steht der betroffenen Person danach 
der zivil- oder aufsichtsrechtliche Weg offen. Das Verfahren vor der Schlichtungsbehörde 
unterbricht allfällige Rechtsmittelfristen nicht (Abs. 3). Das Verfahren soll kostenlos sein 
und es werden keine Parteientschädigungen ausgesprochen (Abs. 4). 

Streitigkeiten im Rahmen von integrativer Sonderschulung sollen nicht unter diese Be-
stimmungen fallen. Hier gelten weiterhin die Bestimmungen des Bildungsgesetzes, d.h. 
dass bei Streitigkeiten die Schulleitung erste Anlaufstelle ist (Abs. 5). 

Neben dem Schlichtungsverfahren gilt für das ordentliche Beschwerdeverfahren Art. 67 
des Staatsverwaltungsgesetzes (GDB 130.1). Nach dem sogenannten Nettoprinzip muss 
dieser Regelfall in der Verordnung nicht wiederholt werden. Die Verfügungen der Ämter 
(Sozialamt bzw. Verbindungsstelle sowie Amt für Volks- und Mittelschulen) können beim 
zuständigen Departement und die Entscheide der Departemente beim Regierungsrat 
angefochten werden. Für Beschwerden im Zusammenhang mit der integrativen Sonder-
schulung gelten die Bestimmungen des Bildungsgesetzes. 

Art. 14 Ergänzendes Recht 

Wie bereits gemäss bisheriger Verordnung gelten bezüglich Berechnungsgrundlagen, 
Gesuchen und Garantien für die Kostenübernahme sowie die Vergütungen die Bestim-
mungen der IVSE, soweit das kantonale Recht nichts anderes vorsieht (Abs. 1). 

Ebenfalls wie bisher bleibt die Regelung der Zuständigkeiten und der Kostentragung im 
Straf- und Massnahmenvollzug vorbehalten (Abs. 2). Auf einen direkten Verweis der ent-
sprechenden Gesetzesartikel wird verzichtet, da diese im Rahmen der Justizreform an-
gepasst werden. Der grundsätzliche Hinweis auf den Straf- und Massnahmenvollzug ist 
ausreichend.  

Art. 15 Aufhebung bisherigen Rechts 

Die bisher geltende Verordnung wird durch die vorliegende neue Verordnung ersetzt und 
kann daher vollständig aufgehoben werden (Bst. a). 
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Die Ausführungsbestimmungen über die vorläufige Kostentragung für Institutionen im 
Rahmen der IVSE (Bst. b) kann ebenfalls aufgehoben werden. Sie regelte die Finanzie-
rung nur im Sinne einer Übergangslösung bis zum Inkrafttreten einer neuen Finanzie-
rungslösung im Rahmen dieser Verordnung. 

Die Ausführungsbestimmungen über die Anerkennung und Unterstützung sozialpädago-
gischer Pflegefamilien (Bst. c) kann ebenfalls aufgehoben werden. Sozialpädagogische 
Pflegefamilien gehören zum Geltungsbereich der neuen Verordnung (Art. 2 Abs. 1 
Bst. a). 

Art. 16 Übergangsbestimmung 

Im Rahmen der Übergangsbestimmung wird festgelegt, dass bereits erteilte Anerkennun-
gen und Betriebsbewilligungen gültig bleiben. Es wird darauf verzichtet, dass diese er-
neuert werden müssen. Im Kanton bestehen zurzeit folgende Anerkennungen: 

– Stiftung Rütimattli: Anerkennung als Sonderschule sowie Anerkennung für HFE im 
Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bst. b sowie als Einrichtung für Erwachsene im Sinne von 
Art. 2 Abs. 1 Bst. d; 

– Juvenat der Franziskaner: Anerkennung als sozialpädagogische Betreuungseinrich-
tung im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bst. a sowie befristete Anerkennung als Sonderschule 
im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bst. b; 

– Schulmedia Wilen, Grundacherschule Sarnen und Kindergarten Turmhuis Sachseln: 
Anerkennung als Privatschulen im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bst. c. 

Art. 17 Inkrafttreten 

Die neue Verordnung soll zusammen mit dem Nachtrag zum Bildungsgesetz auf den 
1. Januar 2011 in Kraft treten. Mit der Neuen Verordnung und dem Behindertenkonzept, 
welches auf 1. Januar 2011 ebenfalls vorliegen wird, werden die letzten Schritte in der 
Umsetzung der NFA im Sonderschul-, Heim- und Behindertenbereich vollzogen. 

3.2 Bildungsgesetz 

Titel 

Nach der neuen Terminologie stellt der Begriff „Sonderpädagogische Massnahmen“ der 
Oberbegriff dar, der Begriff „Sonderschulung“ ist ein Teilbereich der „Sonderpädagogi-
sche Massnahmen“. Weitere sonderpädagogische Massnahmen wie Psychomotorik, Lo-
gopädie, Integrative Förderung in der Regelklasse (nicht zu verwechseln mit der hier neu 
geregelten Integrativen Sonderschulung), usw. sind bereits anderswo geregelt (z.B. BiG 
Art. 41, 73 und 74). 

Art. 76 Sonderpädagogische Massnahmen im Bereich der Sonderschulung 

Abs. 1 

Diese Bestimmung betreffend das Recht auf  sonderpädagogische Massnahmen im Be-
reich der Sonderschulung wurde wörtlich von der interkantonalen Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit im sonderpädagogischen Bereich vom 25. Oktober 2007 (Art. 3) über-
nommen. 

Abs. 2 

Diese Bestimmung entspricht Art. 2 Bst. b der interkantonalen Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit im sonderpädagogischen Bereich vom 25. Oktober 2007. 
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Art. 77 Verfahren 

Das Verfahren wird neu vom Regierungsrat in Ausführungsbestimmungen geregelt.  

Art. 79 Kostentragung 

Wie bisher wird die Kostentragung aufgrund dieser Delegationsnorm auf Verordnungs-
ebene geregelt. 

Art. 125 Abs. 3 Bst. 1 

Diese Bestimmung wird aufgehoben. 

Inkrafttreten 

Der Nachtrag zum Bildungsgesetz tritt zusammen mit der neuen Verordnung über Leis-
tungsangebote in den Bereichen Sozialpädagogik, Sonderschulung und Behindertenför-
derung in Kraft. 

 

 

Beilagen: 
- Entwurf neue Verordnung 
- Entwurf Nachtrag zum Bildungsgesetz 

 

 

Abkürzungsverzeichnis: 
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Glossar: 

Beschäftigungsstätten Einrichtungen, in denen Menschen mit Behinderung Gemeinschaft pflegen 

und an Freizeit- und Beschäftigungsprogrammen teilnehmen können. Be-

schäftigungsstätten (auch als Tagestätten bezeichnet) bieten eine Betreu-

ung, welche die zielgerichtete Anregung und Unterstützung von individuel-

len und/oder gemeinsamen Aktivitäten von Menschen mit Behinderung 

umfasst. Sie sind weder leistungs-, noch produktionsorientiert, sondern 

zielen darauf ab, Menschen mit Behinderung zu autonomer Lebensführung 

zu befähigen und eine Tagesstruktur aufrechtzuerhalten bzw. wiederzuer-

langen.  

Heilpädagogische 

Früherziehung 

In der Heilpädagogischen Früherziehung werden Kinder mit Behinderun-

gen, mit Entwicklungsstörungen, -einschränkungen oder -gefährdungen ab 

Geburt bis maximal zwei Jahre nach Schuleintritt mittels Abklärung, präven-

tiver und erzieherischer Unterstützung sowie angemessener Förderung im 

familiären Kontext behandelt. 

Integrative Förderung Kinder und Jugendliche mit besonderem Bildungsbedarf jedoch ohne Be-

hinderung, sondern z.B. mit kleineren Lerndefiziten oder besonderen Bega-

bungen werden in der Regelklasse der Volksschule im Rahmen von Pool-

ressourcen heilpädagogisch gefördert. 

Integrative  

Sonderschulung 

Kinder und Jugendliche mit besonderem Bildungsbedarf auf Grund einer 

Behinderung werden in den Regelklassen der Volksschule im Rahmen von 

individuell zugeteilten Ressourcen integrativ beschult. 

Separative 

Sonderschulung 

Kinder und Jugendliche mit besonderem Bildungsbedarf auf Grund einer 

Behinderung werden in einer Sonderschule beschult. 

Die separative Sonderschulung kann als Externat (die Kinder und Jugendli-

chen wohnen bei den Eltern) oder als Internat (die Kinder und Jugendlichen 

wohnen in der Sonderschule) besucht werden. 

Sonderpädagogik Sonderpädagogik ist sowohl die wissenschaftliche Disziplin als auch Praxis, 

die mit anderen Disziplinen, Professionen sowie Betroffenen und ihren Be-

zugspersonen zusammenarbeitet. Sie ist bestrebt, den Menschen mit be-

sonderem Bildungsbedarf jeglichen Alters, jeglicher Art und jeglichem Gra-

des mit adäquat ausgebildetem Fachpersonal eine bedürfnisgerechte und 

individuumsorientierte Bildung und Erziehung sicherzustellen. Ziele der 

Bildung und Erziehung sind deine optimale Persönlichkeitsentwicklung, 

Autonomie sowie soziale Integration und Partizipation. 

Sonderpädagogische 

Massnahmen 

Umfassen die unter den Stichworten Integrative Förderung und integrative 

Sonderschulung beschriebenen Massnahmen, aber auch logopädische 

Behandlungen, psychomotorische Therapien und Sonderschulplatzierungen 

in speziell eingerichteten Institutionen wie die heilpädagogische Sonder-

schule Rütimattli, die Sonderschule Juvenat der Franziskaner, die Schule 

für Sehbehinderungen Baar, die Stiftung Rodtegg für Körperbehinderte, 

usw. 

Sozialpädagogische 

Betreuungseinrich-

tungen 

Betreutes Wohnen mit Betreuung durch sozialpädagogisches Fachperso-

nal. Die Beschulung erfolgt in den Regelklassen der Volksschule. 

Werkstätten Einrichtungen, in denen Menschen mit Behinderung arbeiten, die unter 

üblichen Bedingungen keine Erwerbstätigkeit ausüben können. Es wird ein 

Arbeitsvertrag abgeschlossen und Lohn ausbezahlt. Die Arbeitsplätze kön-

nen intern in der Einrichtung oder dezentral ausgelagert sein. Werkstätten 

sind Produktionsbetriebe gewerblicher und industrieller Art sowie Dienstleis-

tungsbetriebe, die analog betriebswirtschaftlich geführten Betrieben in der 

Privatwirtschaft ertragsorientiert sind, wenn auch teilweise in sehr beschei-

denem Umfang.  
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Wohnheime Einrichtungen, die Menschen mit Behinderung unterbringen und eine sinn-

volle Freizeitgestaltung ermöglichen. Als Wohnheim oder kollektive Wohn-

form gilt auch die dezentralisierte Unterbringung von Menschen mit Behin-

derung ausserhalb des Wohnheims (z.B. Aussenwohngruppen) sowie 

Übergangswohnungen für Menschen mit Behinderung, die sich auf das 

selbstständige Wohnen vorbereiten. 

 


